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Schweinfurter Rot
Zeitung der DKP Schweinfurt - Haßberge

Die Eckpunkte der DKP 
zur Bundestagswahl

„Um die aktuelle Krise zu überwinden, 
muss die Macht der Finanzmärkte, der Ban-
ken und Multis, muss die Macht des 
Kapitals durch breite Bündnisse einge-
schränkt und auf lange Sicht gebrochen 
werden.“

Die DKP ruft ihre Mitglieder auf, den Bundes-
tagswahlkampf vor allem dafür zu nutzen, au-
ßerparlamentarische Kämpfe voranzutreiben. 
Nicht Wahlen verändern die gesellschaftlichen 
Verhältnisse und bringen eine andere Politik. Es 
bedarf des Widerstandes von unten und ge-
meinsamen Handelns 
der Betroffenen gegen 
die Folgen der Finanz-
und Wirtschaftskrise, 
um einen Politikwechsel 
durchzusetzen. Der Ka-
pitalismus muss über-
wunden werden!
Wir brauchen eine breite 
gesellschaftliche Debatte 
um eine künftige Gesell-
schaftsordnung, in der 
die wichtigsten Produk-
tionsmittel vergesell-
schaftet und öffentlich 
kontrolliert werden, in 
der die Interessen der 
Arbeiterklasse und an-
derer werktätiger Teile 
der Bevölkerung die 
Politik prägen, in der es 
keine Armut gibt, in der 
die Gesamtgesellschaft 
so planmäßig entwickelt wird, dass das, was 
gesellschaftlich produziert und geschaffen wird, 
zum Vorteil der Menschen und zum Schutz so-
wie Erhalt der natürlichen Bedingungen unserer 

Existenz eingesetzt wird. Nur eine solche Ge-
sellschaft ist in der Lage, im friedlichen Mitein-
ander der Völker dieser Erde eine neue, gerech-
te Weltordnung zu schaffen, die frei ist von 
Ausbeutung, Unterdrückung, Neofaschismus 
und Krieg. Aus unserer Sicht ist dies eine sozia-
listische Gesellschaft.

Die DKP steht für die Zusam-
menführung aller linken Kräf-
te, um durch außerparlamen-
tarische Bewegungen und 
gesellschaftliche Allianzen die 
politischen Verhältnisse zu 
verändern. Die DKP setzt auf 
Gewerkschaften, außerparla-
mentarische Bewegungen, vor 
allem auf die organisierte Ar-
beiterklasse, auf Kräfte, die als 
gesellschaftliche Kraft in der 
Lage sind, eine solche Ge-
genmacht zu entwickeln, die 
letztendlich auch die Voraus-
setzungen schafft für politi-
sche Veränderungsprozesse.
Mit unseren Aktivitäten und 
Kandidaturen zu den Bundes-
tagswahlen orientieren wir 
vor allem auf die Auseinan-
dersetzung mit jenen Kräften, 
die die Verhältnisse in der 

Bundesrepublik Deutschland maßgeblich 
bestimmen. Eine Rückkehr zum „Sozialstaat“ 
der 60er und 70er Jahre oder ein keynesianisch 
gezähmter Kapitalismus sind weder unser Ziel, 

Die Eckpunkte der DKP zur Wahl:

1.) Wir zahlen nicht für diese Krise
2.) Widerstand gegen die Umweltzerstörung
3.) Demokratische Grundrechte verteidigen
4.) Frieden und Abrüstung
5.) Die Rechte der Frauen stärken
6.) Chancen für die junge Generation
7.) Die BRD ist ein Einwanderungsland
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noch halten wir ihn heute für möglich. Globali-
sierter Kapitalismus und neoliberale Politik und 
Ideologie bedingen einander. Um die aktuelle 
Krise zu überwinden, muss die Macht der Fi-
nanzmärkte, der Banken und Multis, muss die 
Macht des Kapitals durch breite antimonopolis-
tische Bündnisse eingeschränkt und auf lange 
Sicht gebrochen werden. Die sozialen Siche-
rungssysteme und Rechte sowie die demokrati-
schen Grundrechte sind zu verteidigen, zu er-
neuern, bzw. neu aufzubauen. Das ist heute nur 
in Konfrontation mit dem Kapital möglich. 
Kämpfen wir für Arbeit, Bildung, soziale Sicher-
heit, Frieden, Umwelt, Demokratie, Solidarität
und die Entfaltung der Persönlichkeit. Der Kapi-
talismus ist nicht das Ende der Geschichte!

Wolfgang Günther, Vorsitzender der DKP 
Schweinfurt-Haßberge

DFG-VK Friedenstour 
zu Gast in der Region

„Wir wollen ein 
atomwaffenfreies 
Land, die Senkung 
der Rüstungsausga-
ben um 5 Prozent 
jährlich und den Ab-
zug der Bundeswehr 
aus Afghanistan.“

Mit 30 Teilnehmern 
startete die Friedens-
tour der Deutschen 
Friedensgesellschaft 
(DFG-VK) am 1. August 
2009 im bayerischen 
Ansbach und endete 
am 9. August 2009 in 
Büchel in Rheinland 
Pfalz. Am Montag, den 3. August 2009 machten 
die Friedensaktivisten Stopp am Bundeswehr-
standort in Hammelburg. Von 13 bis 15 Uhr gab 
es einen Infostand am Marktplatz. Zwischen 13 
und 14 Uhr fand eine Mahnwache statt. Auch 
Bürgermeister Ernst Stross empfing die Radler 
im Rathaus.

Die Forderung nach Abzug aller Atomwaffen 
steht im Mittelpunkt der Fahrt. Aus diesem 

Grund sei der Bundeswehrstandort Hammelburg 
eine bedeutende Station. Während ihrer Reise 
werben die Mitglieder der Friedensbewegung 
für Abrüstung und eine zivile Außenpolitik. „Wir 
wollen ein atomwaffenfreies Land, die Senkung 
der Rüstungsausgaben um 5 Prozent jährlich 
und den Abzug der Bundeswehr aus Afghanis-
tan“.

Während der Tour besuchen die DFG-VK Leute 
auch Bürgermeister, die sich der Initiative
„Mayors for Peace“ angeschlossen haben. „May-
ors for Peace“ ist eine internationale Organisa-
tion von Städten, die sich der Friedensarbeit, 
insbesondere der atomaren Abrüstung, ver-
schrieben haben. Die Organisation wurde 1982 
auf Initiative des damaligen Bürgermeisters von 
Hiroshima Takeshi Araki gegründet. Auch 
Hammelburg ist Mitglied dieser Initiative.

Die Deutsche Friedensgesellschaft-Vereinigte 
Kriegsdienstgegner (DFG-VK) ist die älteste Or-
ganisation der deutschen Friedensbewegung. 
Sie ist ein Verband politischer Pazifisten und 
Kriegsdienstverweigerer.

1892 gründeten 
Bertha von Sutt-
ner und Alfred 
Hermann Fried 
die Organisation.
Kurt Tucholsky 
und Martin Nie-
möller waren 
prominente Mit-
glieder der DFG-
VK. Die Friedens-
fahrradtour "Auf 
Achse für Frieden 
und Abrüstung" 
führte auch zu 
Standorten der 
Rüstungsindustrie 
und militärischen 
Einrichtungen in 

Der  Druck muss von  der Straße kommen! Die DKP 
kämpft in außerparlamentarischen Bündnissen. 
Rechts im Bild der Vorsitzende der DKP, Heinz Stehr,
bei den Aktionen gegen den NATO Gipfel in Kehl
2009. Die DKP fordert: Raus aus Afghanistan! 
Kriegseinsätze sofort beenden! Kein Geld für die Rüs-
tung! Arbeiter verweigert den Krieg!  
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Bayern. Seit 2004 gibt es die Aktion. Aus der 
Friedensfahrradtour entstand das Projekt, "Rei-
seführer Militär und Rüstung in Bayern". Darin 
ist eine Übersicht über Rüstungsindustrie, Mili-
tärstandorte und Truppenübungsplätze in Bay-
ern zusammengestellt.

Für Schaeffler Arbeiter 
läuft die Gnadenfrist!

„Die Leute haben Angst um ihren Ar-
beitsplatz und viele haben die Schnauze 
langsam voll. Das ist jetzt die nächste Be-
ruhigungspille die wir zu schlucken haben.“

50 Millionen Euro müssen die Schaeffler Be-
schäftigten in Schweinfurt für ein Sparpro-
gramm aufbringen, darauf einigten sich Be-
triebsrat, IG-Metall und Unternehmensbosse. 
Geplant ist, frei werdende Stellen nicht neu zu 
besetzen und Aufhebungsverträge zu vereinba-
ren. Es sollen Lohnkürzungen und kürzere Ar-
beitszeiten angewandt werden, die Kurzarbeit 
wird fortgesetzt und Arbeiter werden in Al-
tersteilzeit geschickt. Wenn sich die Lage im 
Unternehmen weiter verschlechtert erklärt sich 
der Betriebsrat schon heute bereit, ab dem 30. 
Juni 2010 Entlassungen am Standort mit zu tra-
gen.

Dass soweit kommt, glauben die Bosse und der 
Betriebsrat offenbar nicht. In einer gemeinsa-
men Pressemitteilung von IG-Metall, Betriebsrat 
und Geschäftsleitung heißt es: „Das Unterneh-
men geht davon aus, dass die Talsohle der wirt-
schaftlichen Entwicklung erreicht ist und sich 
die Märkte 2010 wieder leicht erholen.“ Die 
Arbeiterinnen und Arbeiter beim Wälzlagerher-
steller informierte der Betriebsrat am 28. Juli 
2009 während der Frühschicht. Betriebsratchef 
Norbert Lenhard sagte: „Der Kompromiss trägt 
den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen Rech-
nung und hält dabei die Belastungen für die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter so gering wie 
möglich.

Mit dieser Vereinbarung werde für „sozialver-
trägliche Lösungen“ Zeit gewonnen. Peter Kip-
pes von der Schweinfurter IG-Metall hält die 
Maßnahmen sogar für alternativlos und beteu-
erte, geltende Tarifverträge würden nicht ange-
tastet. 

Angesichts so großer Harmonie freut sich auch 
die F.A.Z. In ihrer Internetausgabe ist zu lesen: 
„Zunächst sah es nach einer Belastungsprobe 
zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgeber aus. 
Doch sollen die Verhandlungen sehr konstruktiv 
verlaufen sein. Damit hat Schaeffler mehr Luft 
im operativen Geschäft bekommen. Schon seit 
längerem betont das Unternehmen, dass es
operativ mit Gewinnen arbeite. Auch im zweiten 
Halbjahr, sagte ein Sprecher in der vergangenen 
Woche, werde es einen Betriebsgewinn ge-
ben…“

Die Stimmung während der Betriebsversamm-
lung sei ruhig und gelassen gewesen, heißt es
offiziell. Anderes hört man dagegen aus den 
Produktionshallen. Schaeffler Beschäftigte be-
richten, dass kaum ein Arbeitstag vergeht, an 
dem das Thema Entlassungen nicht diskutiert 
wird. Ein Kollege sagt: „Die Leute haben Angst 
um ihren Arbeitsplatz und viele haben die 
Schnauze langsam voll. Das ist jetzt die nächste 
Beruhigungspille die wir zu schlucken haben“. 
Ein anderer ergänzt: „Ich hab´ eine Familie mit 
zwei Kindern zu ernähren und ein Haus zu be-
zahlen, dafür gibt es bei mir kein Kostensen-
kungsprogramm, die warten doch nur noch die 
Wahlen ab und dann schmeißen sie Massenhaft 
Leute raus!“

Schätzungen gehen davon aus, dass es rund 17 
Prozent vom Lohn sind, auf die jeder Schaeffler 
Arbeiter verzichten soll.

Dramatische Situation 
an den Berufschulen!

„Kinder und Jugendliche werden immer 
schlechter ausgebildet und haben dadurch 
immer schlechtere Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt.“

Die seit Jahrzehnten bestehende Bildungsunge-
rechtigkeit in der Bundesrepublik darf sich auch 
trotz Krise nicht weiter manifestieren“. Mit die-
sen Worten reagiert Ulrike Eifler, DGB-
Jugendsekretärin in Schweinfurt, auf die aktuel-
len Meldungen des Deutschen Philologenver-
bandes (DPhV). Demnach fehlen zurzeit bun-
desweit rund 40.000 Lehrkräfte, was einem 
Rückgang um 60 Prozent gegenüber dem Vor-
jahr entspricht.
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„Besonders dramatisch ist die Situation an den 
Berufsschulen“, erklärt Eifler. So fielen in ein-
zelnen unterfränkischen Fach- und Berufsober-
schulen wöchentlich bis zu 100 Stunden Unter-
richt aus, weil die Lehrkräfte fehlten. Diese 
Entwicklung müsse ungehend gestoppt werden. 
„Der Rückgang an Personal wird die bestehende 
Bildungsmisere weiter verschärfen“, befürchtet 
die Jugendsekretärin. „Kinder und Jugendliche 
werden immer schlechter ausgebildet und ha-
ben dadurch immer schlechtere Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt“. Die Folge sei, dass Schulab-
gänger oder ausgelernte Berufsschüler direkt 
von der Schulbank in die Arbeitslosigkeit ge-
schickt würden.

Eifler fordert, dass man junge Menschen nicht 
im Regen stehen lassen darf. Seit 1995 sinkt der 
Anteil am Bruttoinlandsprodukt, den Deutsch-
land in die Bildung investiert. „In einer Zeit, in 
der über Nacht 500 Milliarden Euro für marode 
Banken zusammengekehrt werden können, 
muss auch Geld für Bildung da sein“, sagt Eifler 
und fordert von der Landesregierung, endlich 
Verantwortung gegenüber jungen Menschen zu 
zeigen. „Das Problem darf nicht weiter ausge-
sessen werden, sondern muss um der Zukunft 
einer ganzen Generation willen schnellstmög-
lich gelöst werden“ 

Was ist, wenn es in 
Grafenrheinfeld zum 
Störfall kommt?

"Wenn es nach der Bundestagswahl zu 
einer schwarz gelben Regierung kommt, 
droht der Kniefall vor der Atomwirtschaft.“

Die Behörden sollen die Pläne für einen ernsten 
Störfall im Atomkraftwerk Grafenrheinfeld öf-
fentlich machen. Die Bevölkerung soll Wissen 
was sie erwartet, wenn es im Atomkraftwerk zu 
einer Katastrophe kommt. Die Notfallpläne müs-
sen auf den Tisch. Die Wahlen im Herbst 
werden zu einer Abstimmung über die Atom-
energie. Wenn es nach der Bundestagswahl zu 
einer schwarz gelben Regierung kommt, droht 
der Kniefall vor der Atomwirtschaft. 

Was das bedeute, sieht man in Krümmel. Wenn 
die alten Pannenreaktoren am Netz bleiben, 

steigen zwar die Profite der Atomwirtschaft, 
aber die Bürger zahlen die Zeche. Es ist nicht 
hinnehmbar, daß Konservative einen Feldzug 
gegen alternative Energien führen. Wer gegen 
die Windräder kämpft, ist unglaubwürdig. Selt-
sam, daß die CSU keine Lösungen für den A-
tommüll anbietet, gleichzeitig aber längere 
Laufzeiten für Atomkraftwerke in ihr Wahlpro-
gramm schreibt.

Der Atommeiler in Grafenrheinfeld hat heute 
das hohe Alter von 27 Jahren. In dieser Zeit sind 
mehr als 600 Tonnen radioaktiver Abfall ent-
standen. Darunter rund 50 Tonnen des hochgif-
tigen Plutoniums. All diese Stoffe müssten min-
destens 100.000 Jahre sicher gelagert werden. 
In Grafenrheinfeld ist es bisher zu 5 ungeplan-
ten Abschaltungen gekommen. 2006 gab es 
zwei Notabschaltungen. Zudem gab es über 300 
meldepflichtige Störfälle. Bayernwerk und E.on 
nahmen über 25 Milliarden Euro ein. Dabei ist 
die Atomenergie unwirtschaftlich, weil nach 
Einbeziehung aller staatlichen Sicherungsmaß-
nahmen und Entsorgungsaufwänden die hohen 
Kapitalkosten durch die niedrigen Brennstoff-
kosten nicht aufgewogen werden könnten. Das 
Atomkraftwerk in Grafenrheinfeld muss sofort 
abgeschaltet werden, bevor ein Unfall die Ge-
gend verseucht.

Unterstütze auch DU die DKP 
in in der Region!

► Gerne schicken wir Dir unsere In-
formationen zu. Dazu einfach den Ab-
schnitt  ausschneiden und an folgende 
Anschrift senden:

DKP Schweinfurt - Haßberge
Gabelsberger Straße 1
97421 Schweinfurt
Tel.: 09721/185555
_______________________________
Name, Vorname
_______________________________
Straße, Ort
_______________________________
Telefon, E-mail
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